Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 8.12.1986 (BGBI. I S. 2253), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 23.11.1994 (BGBI. I S. 3486) und des § 4 der Gemeindeordnung
fiir den Freistaat Sachsen (SdchsGemO) vom 21.4.1993 (SdchsGVBI. S. 301), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 22.7.1996 (SdchsGVBI. S. 281) hat der Stadtrat der Kreisfreien
Stadt Gorlitz in seiner Sitzung am 04.09.1997, gedndert am 30.03.2000 und am 31.03.2005,
folgende Satzung beschlossen:

Satzung iiber die Erhebung des ErschlieBungsbeitrages der Stadt Gorlitz
( ErschlieBungsbeitragssatzung - EBS -)

§1

Erhebung von ErschlieBungsbeitrigen
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes fiir ErschlieBungsanlagen erhebt

die Stadt die ErschlieBungsbeitrdge nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (§§ 127 ft.)
sowie nach Mal3gabe dieser Satzung.

§2
Art und Umfang der ErschlieBungsanlagen
(1) Beitragsfahig ist der ErschlieBungsaufwand:

1. fiir die offentlichen zum Anbau bestimmten Straen und Wege (§ 127 Abs.2 Nr.l
BauGB)

in Gebieten in denen eine Bebau- bis zu einer Breite

ung zuléssig ist bis (Fahrbahnen, Rad-

zu Vollgeschossen und Gehwege) von
1.1. Wochenendhausgebieten 2 7,0 m
1.2. Kleinsiedlungsgebieten 2 10,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5m

1.3. Dorfgebieten, reinen Wohngebieten,
allgemeinen Wohngebieten, Misch-
gebieten, Ferienhausgebieten sowie
Wochenendhaus- und Kleinsiedlungs-
gebieten, soweit sie nicht unter
Nr. 1.1. oder 1.2. fallen

a) bis zu 1 12,5 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 9,5m
b) bis zu 2 14,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5m
c¢) bis zu 3 18,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5m
d) bis zu 4und 5 20,0 m
e) bis zu 6 und mehr 23,0 m

1.4. Kerngebieten, Gewerbegebieten,Son-



dergebieten und solchen Industriege-
bieten, in denen die héchstzulédssige
Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist

a) bis zu 2 20,0 m
b) bis zu 3 23,0m
¢) bis zu 4und 5 25,0 m
d) bis zu 6 und mehr 27,0 m

1.5. Industriegebieten
a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 20,0 m
b) mit einer Baumassenzahl iiber 3,0 bis 6,0 25,0 m
¢) mit einer Baumassenzahl iiber 6,0 27,0 m

2. fiir anbaufihige Plitze und FuBgingerbereiche in sinngeméfBer Anwendung der Nr.1,

bei anbaufreien Plitzen in sinngeméBer Anwendung der Nr. 3.

3. fiir die nicht zum Anbau bestimmten, zur ErschlieBung der Baugebiete notwendigen
Sammelstraen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs.2 Nr.3 BauGB) bis zu einer Breite
von 27 m.

4. fir die offentlichen, aus rechtlichen oder tatséchlichen Griinden mit Kraftfahrzeugen
nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete, z.B. Fulwege, Wohn-
wege (§ 127 Abs.2 Nr.2 BauGB) bis zu einer Breite von 5 m.

5. fiir Parkflachen,

5.1. die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr.1 bis Nr.3 sind, bis zu einer
weiteren Breite von 5 m.

5.2. soweit sie nicht Bestandteil der in Nr.1 bis Nr.3 genannten Verkehrsanlagen, aber nach
stadtebaulichen Grundsédtzen innerhalb der Baugebiete zu deren ErschlieBung

notwendig sind, bis zu 15 v. H. der Flache der

erschlossenen Grundsticke.

6.

6.1.

6.2.

fiir Griinanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplétzen,

die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr.l1 bis Nr.4 sind, bis zu einer
weiteren Breite von 5 m.

soweit sie nicht Bestandteil der in Nr.1 bis Nr.4 genannten Verkehrsanlagen sind, aber
nach stddtebaulichen Grundsitzen innerhalb der Baugebiete zu deren ErschlieBung not-
wendig sind, bis zu 15 v. H. der Flache der erschlossenen Grundstiicke.

fiir Immissionsschutzanlagen
Art und Umfang sowie die speziellen Herstellungsmerkmale dieser Anlagen werden
durch die ergéinzende Satzung im Einzelfall geregelt.

(2) Bei Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und Kreisstralen ist der Aufwand fiir Mehr-
breiten der Fahrbahn gegeniiber der freien Strecke der Fahrbahn bis zu den sich nach
Abs.1 ergebenden Breiten beitragsfahig.

(3) Die in Abs.1 und 2 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Sie umfassen nicht die
Breiten der Rinnen und Randsteine, Aufweitungen der Fahrbahnen im Einflubereich

von

Kreuzungen und Einmiindungen anderer

Straflen, Wendeanlagen am Ende von Stich- strallen oder platzartigen Erweiterungen.



(4) Ergeben sich aus den zuldssigen Vollgeschossen oder Baumassenzahlen oder der Art der
Nutzung verschiedene Hochstbreiten, so ist der Aufwand fiir die groBere Hochstbreite
beitragsfihig.

(5) Unberiihrt bleiben Vorschriften und Vereinbarungen iiber die Erstattung eines Mehrauf-

wandes zur ErschlieBung von Grundstiicken, die nach ihrer Zweckbestimmung, Lage
oder Beschaffenheit einen auBergewdhnlichen
ErschlieBungsaufwand erfordern.

§3
Art der Ermittlung des beitragsfihigen ErschlieBungsaufwandes

(1) Der beitragsfahige ErschlieBungsaufwand wird nach den tatsichlich entstandenen Kosten
ermittelt.

(2) Der beitragstiahige ErschlieBungsaufwand wird fiir die einzelne ErschlieBungsanlage

ermit- telt. Die Stadt kann abweichend von Satz
1 den beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand fiir ~ bestimmte Abschnitte einer
ErschlieBungsanlage oder diesen Aufwand fiir mehrere Anla- gen,

die fiir die ErschlieBung der Grundstiicke eine Einheit bilden, ermitteln.

§4

Anteil der Stadt am beitragsfihigen ErschlieBungsaufwand

Die Stadt trigt 10 v. H. des beitragsfahigen ErschlieBungsaufwandes.

§5

Verteilung des beitragsfihigen Erschliefungsaufwandes

(1) Der nach den §§ 1 bis 3 ermittelte und gemidB § 4 reduzierte beitragsfahige

ErschlieBungs- aufwand wird auf die erschlossenen

Grundstiicke ( Abrechnungsgebiet ) nach deren Fliache

verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstiicke nach
deren Art und Mal beriicksichtigt ( = Beitragsmafstab ).

(2) Als Grundstiicksfliche im Sinne des Abs. 1 gilt:

1. Bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fliche, die der Ermittlung
der zuldssigen Nutzung zugrunde zu legen ist.

2. Bei Grundstiicken in Gebieten, fiir die sich ein Bebauungsplan in der Aufstellung
befindet und den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht hat, die Fliche
entsprechend der Nr.1.

3. Bei Grundstiicken in unbeplanten Gebieten sowie in Gebieten, fiir die ein
Bebauungsplan die erforderlichen Festsetzungen nicht enthélt, die tatsdchliche
Flache. Unberiicksichtigt bleiben Grundstiicksteile, die im AuBenbereich (§ 35
BauGB) liegen.



(3) Zur Berticksichtigung des unterschiedlichen Mafles der Nutzung wird die Flache ( Abs. 2

)

Nk =

mit einem Nutzungsfaktor wie folgt vervielfacht:

Bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss: 1,00,
Bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen: 1,50,
Bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen: 2,00,
Bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen: 2,50,
Bei einer Bebaubarkeit mit fiinf Vollgeschossen: 3,00,
Bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen: 3,50,

Bei Grundstiicken, bei denen die zuldssige Bebauung unterge-

ordnete Bedeutung hat ( z. B. Friedhdfen, Sportplétzen, Frei-

badern, Dauergartenanlagen oder sonstigen Anlagen und Grund-

stiicken fiir den Gemeinbedarf ) oder auf denen keine Bebauung

zuldssig ist, die aber gewerblich genutzt werden konnen 0,50.

Der Nutzungsfaktor nach Nr. 1 bis 6 erhoht sich fiir jedes weitere
Geschoss um 0,50.

Als Vollgeschosse gelten Geschosse, deren Deckenoberfliche im Mittel mehr als 1,40 m
iiber die festgelegte Geldndeoberfliche hinausragt und die iiber mindestens zwei Drittel
threr Grundfliche eine lichte H6he von mindestens 2,30 m haben.

(4) Fiir Grundstiicke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die
Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

1.

Voll-

Wird im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse festgelegt, aus der hdochst-
zuldssigen Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine grofere Vollgeschosszahl
genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Uberschreiten Vollgeschosse, die nicht als
Wohn- oder Biirordume genutzt werden, die Hohe von 3,5 m, so gilt als VollgeschoB3-
zahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die liberbaute Grundstiicksfliche und
nochmals geteilt durch 3,5; mindestens jedoch die nach Satz 1 und 2 malgebende

geschosszahl. Bruchzahlen werden auf die néchstfolgende volle Zahl

aufgerundet.

2.

min-

Weist der Bebauungsplan statt einer Vollgeschosszahl eine Baumassenzahl aus, so gilt
als Vollgeschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Ist eine groBBere als die nach
Satz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zuldssige Baumasse genehmigt, so ergibt
sich die Vollgeschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die iiberbaute
Grundstiicksfliche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5. Bruchzahlen
werden auf die ndchstfolgende volle Zahl aufgerundet.

. Bestimmt ein Bebauungsplan das Mal3 der baulichen Nutzung nicht durch eine Voll-

geschosszahl oder Baumassenzahl, sondern durch die Festsetzung der Hohe baulicher
Anlagen, so gilt als Vollgeschosszahl

a) bei Festsetzung der maximalen Wandhohe das festgesetzte Hochstmall der Wand-

hohe entsprechend der Definition des § 6 Abs.4 Satz 3 SdchsBauO geteilt durch 3,5;

zuziiglich eines weiteren Vollgeschosses, wenn gleichzeitig eine Dachneigung von
destens 30° festgesetzt ist.



b) bei Festsetzung der maximalen Gebaudehdhe die festgesetzte maximale Gebaude-
hohe geteilt durch 3,5.

Bruchzahlen werden auf die nédchstfolgende volle Zahl aufgerundet. Ist im Einzelfall

eine grofere als die im Bebauungsplan festgesetzte Hohe baulicher Anlagen
genehmigt, so ist diese gemidll a) bzw. b) in eine VollgeschoBzahl
umzurechnen.

4. Kann die Vollgeschof3zahl, Baumassenzahl oder die festgesetzte Hohe baulicher
Anlagen wegen Offentlich-rechtlichen Baubeschrinkungen nicht ausgeschopft werden,
ist auf das beschriankte Nutzungsmal3 abzustellen.

(5) Fir Grundstiicke auBlerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder fiir
Grund- stiicke, fiir die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl
oder die Hohe baulicher Anlagen nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie
folgt:

1. Bei bebauten und unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken aus der Zahl der auf den
Grundstiicken der ndheren Umgebung iiberwiegend vorhandenen Vollgeschosse. Ist
im Einzelfall eine groere VollgeschoBzahl vorhanden, so ist diese zugrunde zu
legen. Bei der Ermittlung der Vollgeschof3zahl nach Satz 1 und 2 gilt:
Uberschreiten Voll- geschosse, die nicht als Wohn- oder Biirordume genutzt
werden, die Hohe von 3,5 m, so ergibt sich die VollgeschoBzahl aus der
Teilung der Baumasse des Bauwerks durch die iiberbaute Grundstiicksfliche
und nochmals geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf die néichstfolgende
volle Zahl aufgerundet. In gleicher Weise wird die Vollgeschof3- zahl bei
Gebduden ohne ein Vollgeschof3 ermittelt.

2. Bei Grundstiicken, die nur mit Einrichtungen der Strom-, Gas- und Wasserversorgung,
wie z.B. Trafo, Gasregler, Pumpstationen und Druckerh6hungsanlagen bebaut werden
konnen, wird ein VollgeschoB3 zugrunde gelegt.

3. Bei Grundstiicken, auf denen nur Stellplatze oder Garagen (auch Tiefgaragen) zuldssig
sind, wird ein Vollgeschof3 zugrunde gelegt. Ist tatsdchlich eine groflere Vollgeschol3-
zahl vorhanden, so gilt diese.

(6) Zur Berlicksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung wird der Beitragsmalstab
um 50 v. H. erhoht:

1. Bei Grundstiicken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten,

2. bei Grundstiicken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine
Nutzung wie in den unter Nr. 1 genannten Gebieten vorhanden oder zuléssig ist,

3. bei Grundstiicken auflerhalb der unter Nr. 1 und Nr. 2 bezeichneten Gebiete, die ge-
werblich, industriell oder zu Geschifts-, Biiro-, Praxis-, Verwaltungs- oder dhnlichen
Zwecken genutzt werden, wenn diese Nutzung nach Maligabe der Geschof3flachen
iiberwiegt.



(7) Bei Grundstiicken, fiir die eine landwirtschaftliche Nutzung mit einer zuldssigen GFZ bis
0,3 festgesetzt ist, wird der Beitragsmalstab nach Abs. 1 um 30 v. H. vermindert.

(8) Abs. 6 gilt nicht bei der Abrechnung von ErschlieBungsanlagen im Sinne von § 2 Abs. 1
Nr. 6.2.

(9) Wird ein Grundstiick von einer ErschlieBungsanlage erschlossen, die in mehreren Teil-
abschnitten abgerechnet wird, so ist der Beitragsmafstab im Verhiltnis der jeweiligen
Grundstiicksldnge an der ErschlieBungsanlage aufzuteilen. Bei mehrfach erschlossenen
Grundstiicken ist der anteilige Beitragsmal3stab entsprechend aufzuteilen.

§6

Grundstiicke an mehreren ErschlieBungsanlagen

(1) Fir Grundstiicke, die durch mehrere gleichartige ErschlieBungsanlagen im Sinne des §
127 Abs.2 Nr.1 BauGB erschlossen werden, ist der Beitragsmalistab nach § 5 Abs.1 bei
einer  ErschlieBung durch zwei ErschlieBungsanlagen mit zwei Dritteln, durch drei oder
mehr ErschlieBungsanlagen mit einem Drittel anzusetzen.

(2) Werden zwei ein Grundstiick erschlieBende Anlagen in einer ErschlieBungseinheit abge-
rechnet, so ist dieses Grundstiick dabei nur einmal mit seinem vollen Beitragsmalistab zu
beriicksichtigen.

§7
Kostenspaltung
Der ErschlieBungsbeitrag kann fiir
den Grunderwerb
die Freilegung
die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen
den Radweg
den Gehweg

die unselbstindigen Parkflachen,
die Entwésserungseinrichtung
die Beleuchtungseinrichtung

die unselbstindige Griinanlage

NSRRI o

selbstindig und ohne Bindung an die vorstehende Reihenfolge erhoben werden.
§8
Merkmale der endgiiltigen Herstellung der ErschlieBungsanlagen

(1) StraBen, Wege und Plitze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen,
Sammelstralen und Parkflédchen sind endgiiltig hergestellt, wenn



1. die Stadt Eigentiimerin der Flichen fiir die ErschlieBungsanlagen ist, diese mit
betriebs-
fertigen Entwésserungs- und Beleuchtungsanlagen ausgestattet sind und

2. sie auf tragfihigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster
oder
einem dhnlichen Material neuzeitlicher Bauweise hergestellt ( befestigt ) sind.

(2) Griinanlagen sind endgiiltig hergestellt, wenn
a) die Stadt Eigentiimerin der Flachen fiir die ErschlieBungsanlagen ist und

b) diese girtnerisch gestaltet sind.

§9

Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schiidliche Umwelteinwirkungen

Fiir Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schéddliche Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes werden im Einzelfall Art und Umfang, Merkmale der
end-giiltigen Herstellung sowie die Verteilung des beitragsfihigen ErschlieBungsaufwandes
durch Satzung geregelt.

§10
Vorausleistungen

Die Stadt kann fiir Grundstiicke, fiir die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Hohe des voraussichtlichen ErschlieBungs-
beitrages erheben.

§11
Ablosung

Der ErschlieBungsbeitrag kann abgelost werden. Der Ablosungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Hohe des ErschlieBungsbeitrages.

§12
Filligkeit und Zahlung des Beitrages

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach der Zustellung des Beitragsbescheides fallig.

(2) Die Stadt kann zur Vermeidung unbilliger Hirten im Einzelfall, insbesondere soweit dies
zur Durchfiihrung eines genehmigten Bauvorhabens erforderlich ist, zulassen, da3 der
ErschlieBungsbeitrag in Raten oder in Form einer Rente gezahlt wird. Ist die

Finanzierung eines Bauvorhabens gesichert, so soll die

Zahlungsweise der Auszahlung der Finanzie- rungsmittel angepallt, jedoch nicht tber

zwel Jahre hinaus erstreckt werden.



(3) LéaBt die Stadt nach Abs. 2 eine Verrentung zu, so ist der ErschlieBungsbeitrag durch Be-
scheid in eine Schuld umzuwandeln, die in hochstens zehn Jahresleistungen zu entrichten
ist. In dem Bescheid sind Hohe und Zeitpunkt der Félligkeit der Jahresleistungen zu be-
stimmen. Der jeweilige Restbetrag ist mit hochstens 2 v. H. {iber dem Diskontsatz der
Deutschen Bundesbank jéhrlich zu verzinsen. Die Jahresleistungen stehen wiederkehren-
den Leistungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 des Zwangsversteigerungsgesetzes gleich.

(4) Werden Grundstiicke landwirtschaftlich oder als Wald genutzt, ist der Beitrag so lange
zinslos zu stunden, wie das Grundstiick zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit des
landwirt- schaftlichen Betriebes genutzt werden
muf. Satz 1 gilt auch fiir die Fille der Nutzungs-
iberlassung und Betriebsiibergabe an Familienangehdrige im Sinne des § 15 der Abgaben-
ordnung. Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, solange Grundstiicke als Kleingarten
im Sinne des Bundeskleingartengesetzes
genutzt werden.

(5) Im Einzelfall kann die Stadt auch von der Erhebung des ErschlieBungsbeitrages ganz
oder teilweise absehen, wenn dies im
offentlichen Interesse oder zur Vermeidung unbilliger
Hirten geboten ist. Die Freistellung kann auch fiir den Fall vorgesehen werden, da3 die
Beitragspflicht noch nicht entstanden ist.

(6) Fir Stundung, Niederschlagung und Erlal von ErschlieBungsbeitrigen sowie fiir die

Erhe- bung von  Stundungszinsen  und
Sdaumniszuschldgen gelten im iibrigen die Vorschriften der
Abgabenordnung.
§13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt
tritt die ErschlieBungsbeitragssatzung vom 02. Mérz 1995 auBler Kraft.

Verdffentlicht im Amtsblatt der
Kreisfreien Stadt Goérlitz

Gorlitz, 16.09.1997
Lechner, Oberbiirgermeister
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Veröffentlicht im Amtsblatt Nr.:9 vom 26.04.2005


Hinweis auf § 4 Abs. 4 Siichs. GemO

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustandegekommen
sind; gelten ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an giiltig
zustandegekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften iiber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Oberbiirgermeister dem Beschluf3 nach § 52 Abs. 2 Sichs. GemO wegen Gesetzwidrig-
keit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehorde den Beschlu3 beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegeniiber der Gemeinde unter
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.



